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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, 
mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100 und Artikel 227, 
auf Vorschlag der Kommission, 
gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Jede Rechtsvorschrift für Materialien und Gegen- 
stände, die als Fertigerzeugnisse dazu bestimmt 
sind, mit für den menschlichen Verbrauch bestimm- 
ten Erzeugnissen in Berührung zu kommen, müssen 
in erster Linie den Erfordernissen des Schutzes der 
menschlichen Gesundheit, aber auch den wirtschaft- 
lichen und technologischen Anforderungen innerhalb 
der Grenzen des Gesundheitsschutzes Rechnung tra- 
gen. 

Die Herstellung und der Handel mit den in den 
genannten Bedarfsgegenständen enthaltenen Lebens- 
mitteln und den Bedarfsgegenständen selbst nehmen 
einen wichtigen Platz im Gemeinsamen Markt ein. 

Die Unterschiede, die zur Zeit zwischen den ein- 
zelstaatlichen gesetzlichen Vorschriften für die ge- 
nannten Bedarfsgegenstände bestehen, behindern 
den freien Verkehr der in ihnen enthaltenen Le- 
bensmittel und der Bedarfsgegenstände selbst, kön- 
nen ungleiche Wettbewerbsbedingungen verursa- 
chen und haben daher eine unmittelbare Wirkung 
auf die Errichtung und das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes. 


Um den freien Verkehr der in den genannten 
Bedarfsgegenständen enthaltenen Lebensmittel so- 
wie der Bedarfsgegenstände selbst zu erreichen, ist 
die Angleichung dieser gesetzlichen Bestimmungen 
erforderlich. 

Zweckmäßigerweise sind zunächst in einer Rah- 
menrichtlinie die allgemeinen Grundsätze festzu- 
legen, die die Beseitigung der Unterschiede der 
Rechtsvorschriften durch spätere Durchführungsricht- 
linien ermöglichen. 

Diese Regelung muß auf dem Grundsatz beruhen, 
daß jeder Bedarfsgegenstand, der dazu bestimmt ist, 
mittel- oder unmittelbar mit Lebensmitteln in Be- 
rührung zu kommen, so träge sein muß, daß er an 
die Lebensmittel keine Bestandteile in einer Menge 
abgibt, die geeignet ist, entweder eine Gefahr für 
die menschliche Gesundheit darzustellen oder aber 
eine unerwünschte Veränderung der Zusammenset- 
zung oder eine nachteilige Veränderung der organo- 
leptischen Eigenschaften der Lebensmittel herbeizu- 
führen. 

Zur Verwirklichung dieses Zieles kann es in man- 
chen Fällen erforderlich sein, einerseits das Ver- 
zeichnis, die Reinheitskriterien und die Verwen- 
dungsbedingungen der Stoffe festzulegen, deren 
Verwendung bei der Herstellung der Bedarfsgegen- 
stände genehmigt ist, und andererseits die Grenzen 
für den gesamten und/oder spezifischen Übergang 
und andere Begrenzungen festzulegen. 

Es ist zweckmäßig, in spezifischen Richtlinien für 
jedes Material festzulegen, welche der in der Rah- 
menrichtlinie genannten Bestimmungen für die Ver- 
wirklichung des gesetzten Zieles am geeignetsten 
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sind, um den spezifischen technologischen Eigen- 
schaften jeder Materialart Rechnung zu tragen. 

Zur Unterrichtung des Verbrauchers ist es zweck- 
mäßig, daß alle im Einzelhandel leer verkauften 
Bedarfsgegenstände unter anderem die Angabe „für 
Lebensmittel" oder ein konventionelles Symbol tra- 
gen, damit die Bedarfsgegenstände richtig verwen- 
det werden. 

Den Mitgliedstaaten ist die Möglichkeit Vorbehal- 
ten, auf ihrem Hoheitsgebiet unter amtlicher Über- 
wachung die Verwendung eines in den spezifischen 
Richtlinien nicht vorgesehenen Stoffes mit Rücksicht 
auf den technischen Fortschritt zuzulassen, bis eine 
endgültige Entscheidung auf Gemeinschaftsebene er- 
lassen wird. 

Falls sich später ergibt, daß die Verwendung eines 
Stoffes in einem Bedarfsgegenstand eine Gefahr für 
die menschliche Gesundheit darstellen kann, müssen 
die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, die Ver- 
wendung auszusetzen oder einzuschränken, bis eine 
Entscheidung auf Gemeinschaftsebene vorliegt. 

Die Fortschreibung des Verzeichnisses der bei der 
Herstellung von Bedarfsgegenständen verwendbaren 
Stoffe, die Bestimmung der Art und Weise der Pro- 
benahme sowie die zur Nachprüfung der nach dem 
Verzeichnis erforderlichen Analysemethoden, der 
Reinheitskriterien, der Verwendungsbedingungen 
der Stoffe sowie der festgesetzten Grenzen für den 
gesamten und den spezifischen Übergang stellen 
Durchführungsmaßnahmen technischer Art dar, die 
zwecks Vereinfachung und Beschleunigung des Ver- 
fahrens der Kommission zu übertragen sind. 

Es erscheint zweckmäßig, für die Fälle, in denen 
der Rat der Kommission zur Durchführung der Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Bedarfsgegenstände, 
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Be- 
rührung zu kommen, Befugnisse übertragen hat, 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission innerhalb des Stän- 
digen Lebensmittelausschusses herbeizuführen, der 
durch den Beschluß des Rates vom 13. November 
1969 eingesetzt wurde. 

Zur Anpassung der Produktionsverfahren für die 
Herstellung der Bedarfsgegenstände an die neuen 
Anforderungen auf der Grundlage der hier vorge- 
sehenen Bestimmungen ist es zweckmäßig, die Re- 
gelung ausschließlich auf die Bedarfsgegenstände 
anzuwenden, die in der Gemeinschaft zwei Jahre 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 

vom 19. November 1969, S. 9 


nach Notifizierung dieser Richtlinie hergestellt oder 
eingeführt sind - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie gilt für Materialien und Gegen- 
stände, die als Fertigerzeugnisse mit Lebensmit- 
teln in Berührung kommen oder zu kommen be- 
stimmt sind; sie werden nachstehend „Bedarfs- 
gegenstände" genannt. 

2. Für die Anwendung dieser Richtlinie gelten 

a) Kaugummi und Trinkwasser einschließlich 
Tafelwasser als Lebensmittel; 

b) Tabak und Tabakerzeugnisse nicht als Lebens- 
mittel. 

Die der öffentlichen Trinkwasserversorgung die- 
nenden Leitungen unterliegen jedoch nicht den 
Vorschriften dieser Richtlinie. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, damit Lebensmittel nur in den Verkehr ge- 
bracht werden dürfen, wenn die Bedarfsgegenstän- 
de, mit denen sie in Berührung sind oder waren, 
den in dieser Richtlinie vorgesehenen Regeln ent- 
sprechen. 

Sie sorgen ferner dafür, daß die Bedarfsgegenstände 
selbst nur in den Verkehr gebracht werden dürfen, 
wenn sie diesen Regeln entsprechen. 

Artikel 3 

Unter den üblichen oder vorhersehbaren Bedingun- 
gen ihrer Verwendung dürfen Bedarfsgegenstände 
an die Lebensmittel keine Bestandteile in einer 
Menge abgeben, die geeignet ist, entweder eine 
Gefahr für die menschliche Gesundheit darzustellen 
oder aber eine unerwünschte Veränderung der Zu- 
sammensetzung oder eine nachteilige Veränderung 
der organoleptischen Eigenschaften der Lebensmit- 
tel herbeizuführen. 

Artikel 4 

1. Der Rat erläßt gemäß dem Verfahren des Arti- 
kels 100 des Vertrages durch Richtlinie die be- 
sonderen Vorschriften, die für besondere Grup- 
pen von Bedarfsgegenständen gelten (besondere 
Richtlinien) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
30. August 1974 - 1/4 ~680 70~E- Le 10/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 6. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Die besonderen Richtlinien können insbesondere 
umfassen: 

a) das Verzeichnis derjenigen Stoffe und Zube- 
reitungen, deren Verwendung allein, unter 
Ausschluß aller anderen, gestattet ist; 

b) die Reinheitskriterien dieser Stoffe und Zube- 
reitungen; 

c) die besonderen Verwendungsbedingungen 
dieser Stoffe und Zubereitungen und/oder der 
Bedarfsgegenstände, in denen sie verwendet 
worden sind; 

d) die Grenzen für den spezifischen Übergang 
bestimmter Bestandteile oder Gruppen von 
Bestandteilen in oder auf Lebensmittel; 

e) eine Grenze für den gesamten Übergang der 
Bestandteile in oder auf Lebensmittel; 

f) andere Bestimmungen, die es erlauben, die 
Einhaltung der Vorschriften des Artikels 3 zu 
sichern; 

g) die Basisbestimmungen, die für die Einhal- 
tung der in den Buchstaben d), e) und f) vor- 
gesehenen Vorschriften notwendig sind. 

2. Auf Grund der Entwicklung der wissenschaft- 
lichen und technischen Erkenntnisse notwendig 
werdende Änderungen 

— der in Absatz 1 Buchstaben a, b, c und d vor- 
gesehenen Vorschriften werden gemäß dem 
Verfahren des Artikels 9 erlassen; 

— der in Absatz 1 Buchstaben e, f und g vorge- 
sehenen Vorschriften werden gemäß dem in 
den besonderen Richtlinien vorgesehenen 
Verfahren erlassen. 

3. Abweichend von Artikel 2 können die Mitglied- 
staaten, sofern ein Verzeichnis von Stoffen und 
Zubereitungen festgelegt worden ist, auf ihrem 
Hoheitsgebiet unter amtlicher Überwachung die 
Verwendung eines Stoffes oder einer Zuberei- 
tung, die in dem Verzeichnis nicht vorgesehen 
sind, zulassen. 

Die Mitgliedstaaten setzen die anderen Mitglied- 
staaten und die Kommission binnen zwei Mona- 
ten von allen nach dem vorstehenden Unterab- 
satz erfolgten Zulassungen in Kenntnis und legen 
die Unterlagen vor, auf Grund deren ihnen die 
Zulassung gerechtfertigt erscheint. 

Innerhalb einer angemessenen Frist nach Zulas- 
sung eines Stoffes oder einer Zubereitung durch 
einen Mitgliedstaat wird gemäß dem Verfahren 
des Artikels 9 entschieden, ob der Stoff oder die 
Zubereitung in das in Absatz 1 Buchstabe a ge- 
nannte Verzeichnis eingetragen werden kann 
oder ob von der Zulassung in dem Mitgliedstaat 
abgesehen werden muß. 

Artikel 5 

1. Vertritt ein Mitgliedstaat die Auffassung, daß 
die Verwendung eines Bedarfsgegenstandes, der 
den besonderen Regeln nach Artikel 4 Absatz 1 
entspricht, eine Gefahr für die menschliche Ge- 
sundheit darstellen kann, so kann der Mitglied- 


staat die Anwendung der betreffenden Vorschrif- 
ten vorübergehend aussetzen oder einschränken. 
Der Mitgliedstaat teilt die getroffenen Maßnah- 
men unverzüglich den übrigen Mitgliedstaaten 
und der Kommisison unter Angabe der Gründe 
mit. 

2. Nach dem Verfahren des Artikels 9 wird sofort 
entschieden, ob von den Maßnahmen in dem 
Mitgliedstaat abgesehen werden muß. Solange 
keine Entscheidung nach dem vorgenannten Ver- 
fahren ergangen ist, kann der Mitgliedstaat die 
betroffenen Maßnahmen aufrechterhalten. 

Artikel 6 

1. Vorbehaltlich der in den besonderen Richtlinien 
vorgesehenen Vorschriften müssen die als solche 
in den Verkehr gebrachten Bedarfsgegenstände 
mit folgenden Angaben versehen sein: 

a) sie enthalten eine oder gegebenenfalls meh- 
rere der nachstehenden Angaben: 

— „für Lebensmittel“ 

— „til levnedsmidler“ 

— „for food use" 

— „pour contact alimentaire" 

— „per alimenti" 

— „voor levensmiddelen“ 

oder die ein Symbol tragen, das nach dem 
Verfahren des Artikels 9 festgelegt wird; 

b) gegebenenfalls die gemäß Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe c festgelegten besonderen Verwen- 
dungsbedingungen ; 

c) — entweder der Name oder die Firma und die 

Anschrift oder der Sitz, 

— oder das eingetragene Warenzeichen des 
Herstellers oder des Verarbeiters oder 
eines in der Gemeinschaft niedergelasse- 
nen Verkäufers. 

2. Die in Absatz 1 vorgesehenen Angaben müssen 
in gut sichtbarer, deutlich lesbarer und unver- 
wischbarer Form 

— entweder auf den Bedarfsgegenständen 

— oder auf Etiketten, die sich auf den Bedarfs- 
gegenständen befinden, oder auf ihrer Ver- 
packung 

angebracht sein. 

Auf den Stufen vor dem Einzelhandel können 
diese Angaben auf den Begleitschein angebracht 
werden. 

3. Die Mitgliedstaaten können jedoch auf ihrem 
Hoheitsgebiet den Verkehr mit Bedarfsgegen- 
ständen im Einzelhandel untersagen, wenn die 
Angaben nach Absatz 1 Buchstaben a und b nicht 
auf den Etiketten oder den Verpackungen in 
ihren Landessprachen angebracht sind. 
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Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, damit der Verkehr 

— mit Lebensmitteln, die mit Bedarfsgegenstän- 
den in Berührung sind, die den in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Bestimmungen ent- 
sprechen, 

— mit den Bedarfsgegenständen selbst, die den 
in dieser Richtlinie vorgesehenen Bestimmun- 
gen entsprechen, 

durch die Anwendung der nicht harmonisierten 
einzelstaatlichen Bestimmungen über die Zusam- 
mensetzung, das Verhalten gegenüber Lebens- 
mitteln oder die Kennzeichnung von Bedarfsge- 
genständen nicht behindert wird. 

2. Absatz 1 findet keine Anwendung auf die nicht 
harmonisierten Vorschriften, die gerechtfertigt 
sind zum Schutze 

— der Gesundheit, 

— vor Täuschung, sofern diese nicht bewirken, 
daß die Anwendung der in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Bestimmungen beeinträchtigt 
wird, 

— des gewerblichen und kommerziellen Eigen- 
tums, der Herkunftsbezeichnungen und der 
Ursprungsangaben sowie vor unlauterem 
Wettbewerb. 

Artikel 8 

Die Art und Weise der Probenahme sowie die zur 
Nachprüfung der Vorschriften nach Artikel 4 Ab- 
satz 1 Buchstaben a, b, c, d, e und f erforderlichen 
Analysemethoden werden nach dem Verfahren des 
Artikels 9 bestimmt. 

Artikel 9 

1. Soll das in diesem Artikel festgelegte Verfahren 
angewendet werden, so befaßt der Vorsitzende 
den durch Beschluß des Rates vom 13. November 
1969 eingesetzten Ständigen Lebensmittelaus- 
schuß - im folgenden „Ausschuß"' genannt - von 
sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines 
Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsit- 
zende nach der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von einundvierzig 
Stimmen zustande, wobei die Stimmen der Mit- 


gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des EWG- 
Vertrags gewogen werden. Der Vorsitzende 
nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 
menen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem 
Rat unverzüglich die zu treffenden Maßnah- 
men vor. Der Rat beschließt mit qualifizier- 
ter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, 
so werden die vorgeschlagenen Maßnahmen 
von der Kommission getroffen. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie gilt nicht für Lebensmittel und Be- 
darfsgegenstände, die zur Ausfuhr aus der Gemein- 
schaft bestimmt sind. 

Artikel 11 

1. Innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie ändern die Mitgliedstaaten, soweit er- 
forderlich, ihre Rechtsvorschriften, um dieser 
Richtlinie nachzukommen, und teilen dies unver- 
züglich der Kommission mit. Die geänderten 
Rechtsvorschriften werden zwei Jahre nach die- 
ser Bekanntgabe auf die in der Gemeinschaft 
hergestellten oder in die Gemeinschaft einge- 
führten Lebensmittel und Bedarfsgegenstände an- 
gewandt. Artikel 7 findet jedoch nur Anwendung 
nach Maßgabe der zur Anwendung kommenden 
besonderen Vorschriften nach Artikel 4 Absatz 1. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie sorgen die 
Mitgliedstaaten ferner dafür, daß die Kommis- 
sion von den späteren Entwürfen von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem von 
dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen be- 
absichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß 
sie sich dazu äußern kann. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie gilt auch für die französischen über- 
seeischen Departements. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

I. Aus dem Vergleich der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die in den verschiedenen Mit- 
gliedstaaten für Materialien und Gegenstände gel- 
ten, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zu kommen, hat sich ergeben, daß er- 
hebliche Unterschiede hinsichtlich der Zusammen- 
setzung der besagten Materialien und Gegenstände, 
der für den Übergang einiger ihrer Bestandteile ge- 
setzten Grenzen, der Analysemethoden für die Über- 
wachung der für sie geltenden Bestimmungen und 
den Vorschriften für ihre Etikettierung bestehen. Die 
Folge ist einerseits, daß die Produzenten derartiger 
Bedarfsgegenstände gezwungen sind, ihre Erzeu- 
gung an die verschiedenen Vorschriften der Bestim- 
mungsländer anzupassen, und andererseits, daß ein 
Nahrungsmittel, selbst wenn es den für dieses Er- 
zeugnis auf gemeinschaftlicher oder einzelstaatlicher 
Ebene erlassenen Regeln entspricht, wegen der Vor- 
schriften über Bedarfsgegenstände nicht immer frei 
verkehren kann. Aus diesem Grund erscheint die 
Angleichung der besagten Rechtsvorschriften als das 
geeignetste Mittel, um die negativen Auswirkun- 
gen der festgestellten Unterschiede dieser Bestim- 
mungen zu beseitigen, und aus diesem Grund ist der 
Sektor der Materialien und Gegenstände, die dazu 
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu 
kommen, in der Entschließung des Rates vom 17. De- 
zember 1973 über die Industriepolitik (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. C 117 vom 31. De- 
zember 1973) genannt, ln dieser Entschließung ist vor- 
gesehen, daß eine Rahmenrichtlinie vor dem 1. Ja- 
nuar 1975 erlassen werden muß. Ihr folgen Durch- 
führungsrichtlinien je nach dem Stand der Arbeiten 
auf den verschiedenen Sektoren. Der Rat hat ferner 
beschlossen, der Prüfung dieser Fragen Vorrang ein- 
zuräumen. Ziel dieser Richtlinie ist daher die Besei- 
tigung der festgestellten Unterschiede durch Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften. Rechtsgrundlage ist 
Artikel 100 des Vertrags von Rom. Für die tech- 
nische Konsultation hat die Kommission innerhalb 
der Arbeitsgruppe „Rechtsvorschriften für Lebens- 
rnittel“ eine Untergruppe gebildet, die aus auf die- 
sen Sektor spezialisierten Regierungssachverstän- 
digen besteht^). Auch die Berufsorganisationen und 
die V^ertreter der Verbraucher der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft -) wurden offiziell konsultiert. 

II. Erläuterung des Richtlinienvorschlags 

1. Die vorliegende Richtlinie ist eine Rahmenricht- 
linie, deren Ziel die Festlegung einiger allgemeiner 
Grundsätze ist, auf deren Grundlage mit Hilfe spä- 
terer Durchführungsrichtlinien die rechtlichen Unter- 

ü Die Sachverständigen der Mitgliedstaaten wurden auf 
zahlreichen Sitzungen konsultiert; zuletzt wurden sie 
innerhalb der Arbeitsgruppe „Rechtsvorschriften für 
Lebensmittel" (Sitzung vom 31. Januar 1974) zur Stel- 
lungnahme aufgefordert. 

-) Die Berufsorganisationen und die Vertreter der Ver- 
braucher der EWG wurden auf den Sitzungen vom 
16. Februar 1973 und vom 20. Februar 1974 konsul- 
tiert. 


schiede beseitigt werden sollen, die zur Zeit nach 
den in den Mitgliedstaaten geltenden Vorschriften 
bestehen. 

Der Geltungsbereich ist sehr groß, da die Richtlinie 
auf alle Materialien oder Gegenstände anwendbar 
ist, die mit Lebensmitteln in Berührung kommen 
oder hierzu bestimmt sind (Artikel 1 Absatz 1). Aus- 
geschlossen sind lediglich die Trinkwasserieitungen, 
für die in den Mitgliedstaaten besondere Bestim- 
mungen gelten, die durch eine ad hoc-Richtlinie 
leichter angeglichen werden können. 

Die Rahmenrichtlinie hat entsprechend den gelten- 
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften das Ziel, den 
Verbraucher nicht nur in gesundheitlicher Hinsicht 
(Artikel 3), sondern auch auf dem Gebiet der Infor- 
mation (Artikel 6) zu schützen. In der Richtlinie 
wird festgelegt: 

a) der Grundsatz der „Inertie“ des Bedarfsgegen- 
standes und der „Reinheit" des Nahrungsmit- 
tels (Artikel 3). 

Nach diesem Grundsatz müssen die Bedarfsge- 
genstände nicht nur ohne Reaktion auf den Kon- 
takt mit dem Nahrungsmittel sein, sondern dür- 
fen an dieses keine Bestandteile abgeben, die 
eine Gefahr für die menschliche Gesundheit dar- 
steilen können, dürfen das Nahrungsmittel selbst 
auch nicht zu seinem Nachteil ändern, eine uner- 
wünschte Veränderung seiner Zusammensetzung 
oder eine nachteilige Veränderung seiner orga- 
noleptischen Eigenschaften herbeiführen, und 
zwar abgesehen von gesundheitlichen Gründen; 

b) der Grundsatz der „positiven Kennzeichnung" 
(Artikel 6). 

Nach diesem Grundsatz müssen alle Materialien 
und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit 
Lebensmitteln in Berührung zu kommen, die An- 
gabe „für Lebensmittel" oder ein konventionelles 
Symbol oder, wenn die Verwendung beschränkt 
ist, eine Angabe tragen, aus der die Einschrän- 
kung für bestimmte Lebensmittel oder Lebens- 
mittelgruppen hervorgeht, um den Verbraucher 
in angemessener Weise zu unterrichten und ihm 
zu gewährleisten, daß die für den Hausgebrauch 
gekauften Waren den Vorschriften entsprechen. 
Es ist auch die Verpflichtung vorgesehen, den 
Namen (oder Firmennamen) und die Anschrift 
(oder den Sitz) des Herstellers oder des Ver- 
arbeiters oder eines in der Gesellschaft nieder- 
gelassenen Verkäufers anzugeben, damit der 
Verantwortliche ermittelt werden kann, falls die 
Materialien und Gegenstände den Vorschriften 
nicht entsprechen. 

Zu bemerken ist ferner, daß jeder Mitgliedstaat 
im Interesse des Verbrauchers verlangen kann, 
daß die Angaben über die Kennzeichnung in sei- 
ner oder seinen Landessprache (n) angebracht 
sind. 

2. Diese Grundsätze schlagen sich in einer Reihe 
von für jede Gruppe von Bedarfsgegenständen spe- 
zifischen Richtlinien (zum Beispiel Kunststoff, Kera- 
mik, Papier und Pappe usw.) in genauen Anwen- 
dungsvorschriften nieder. In ihnen wird festgelegt. 
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welche der verschiedenen möglichen Bestimmungen 
des Artikels 4 am geeignetsten sind, um unter Be- 
achtung der für jede Gruppe von Bedarfsgegenstän- 
den bestehenden spezifischen technologischen Eigen- 
schaften die Einhaltung der Grundsätze der Rahmen- 
richtlinie zu gewährleisten. 

Hervorzuheben ist die in Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe a vorgesehene Vorschrift, die den Grund- 
satz der „Positivliste" aufstellt. Wird im Bereich 
einer spezifischen Richtlinie die Anwendung dieser 
Vorschrift für zweckmäßig gehalten, so dürfen da- 
nach nur die ordnungsgemäß zugelassenen Stoffe 
zur Herstellung von Bedarfsgegenständen verwen- 
det werden, und dies auch nur unter den geltenden 
Bedingungen und in den geltenden Grenzen (Arti- 
kel 4 Absatz 1 Buchstaben b, c, d). In diesem Fall 
werden die Zulassung eines neuen Stoffes sowie 
seine Verwendungsbedingungen und -beschränkun- 
gen (Artikel 4 Absatz 2) nach dem Verfahren des 
Artikels 9 beschlossen. 

Von dieser Vorschrift abweichend sieht die Richt- 
linie vor, daß die Mitgliedstaaten eine vorläufige 
Zulassung auf nationaler Ebene erteilen können, bis 
eine endgültige Entscheidung auf Gemeinschafts- 
ebene getroffen wird. 

Hervorzuheben ist ferner die Bestimmung des Arti- 
kels 4 Absatz 1 Buchstabe e, die den Grundsatz der 
Grenze für den gesamten Übergang festlegt. Mit die- 
ser Bestimmung wird eine Grenze des Übergangs 
„fremder" Stoffe aus den Bedarfsgegenständen in die 
Lebensmittel festgelegt, die damit in Berührung kom- 
men. Auf diese Weise wird die massive Verunrei- 
nigung des Nahrungsmittels verhindert und dem 
Verbraucher die Reinheit des gekauften Erzeugnis- 
ses garantiert. Gleichzeitig wird die Zahl der spe- 
zifischen übergangsgrenzen verringert, die für die 
toxikologisch nicht signifikanten Stoffe vorher fest- 
zulegen und hinterher nachzuprüfen sind. 


3. Die Rahmenrichtlinie erhält außerdem neben den 
üblichen Bestimmungen über die Vermarktung, die 
allen Richtlinien über die Rechtsangleichung im Le- 
bensmittelbereich gemeinsam sind (Artikel 2 und 
Artikel 7), auch die sogenannte „Schutzklausel" 
(Artikel 5). Nach dieser Klausel kann ein Mitglied- 
staat die Verwendung eines Stoffes in einem Mate- 
rial oder einem Gegenstand gemäß den in der spe- 
zifischen Richtlinie vorgesehenen Bestimmungen ver- 
bieten oder einschränken, wenn dieser Stoff die 
menschliche Gesundheit gefährdet. In diesem Fall 
bleiben die von den Mitgliedstaaten ergriffenen 
Maßnahmen in Kraft, bis auf Gemeinschaftsebene 
eine Entscheidung getroffen ist. 

Auch die Verfahren für die Probenahme und die 
Analysemethoden, die für die Kontrolle der Be- 
stimmungen der spezifischen Richtlinien erforderlich 
sind, werden nach dem Ausschußverfahren (Arti- 
kel 8) ausgearbeitet. 

Für die Aufnahme der Bestimmungen der Richtlinie 
in das nationale Recht haben die Mitgliedstaaten 
die übliche Frist von einem Jahr. Um die Anpassung 
der Verfahren zur Herstellung der Bedarfsgegen- 
stände an die neuen Anforderungen gemäß den Be- 
stimmungen dieser Richtlinie zu ermöglichen, ist fer- 
ner vorgesehen, daß die Regelung lediglich für die 
Bedarfsgegenstände gilt, die zwei Jahre nach der 
Notifizierung dieser Richtlinie in der Gemeinschaft 
hergestellt oder eingeführt sind (Artikel 11). 


III. Konsultation des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Gemäß Artikel 100 Absatz 2 des EWG-Vertrags ist 
diese Konsultation erforderlich, da die Durchführung 
der Richtlinie für alle Mitgliedstaaten eine Ände- 
rung von gesetzlichen Vorschriften zur Folge hat. 
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